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Anlage 2. 

~. Lage d2§ räumlichen Geltungsbereichs qe~ Bebauungs~lanes 
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegt im Stadt~ 
teil St.Jürgen östlich der Kronsforder J...llee, zwischen den Bahn­
körpern dor Bundesbahnstrecken Lübeck - Bad Kleinen im Norden 
und Lübeck - Ratzeburg im Süden. Im Osten wird er durch den 
unbebauten Vleg, Flur 12, 134/89 und 137/89 begrenzt" 

2. Entwässerung- und Versorgungsleitung~n 
Entwässerungsleitungen (Trennsystem) und Versorgungsleitungen 
für Gas, ~7assor und Elektrizität sind in den bebauten b'zw" für 
eine Bebauung vorgesehenen Straßenzügen vorhanden.bzw~ geplant., 

3. Art ill1:_d _Naß der baulichen Nutzung der Grundstücke 
Die Art der baulichen Nutzung der Grundstücke ist in der Plan­
zeichnung mit der Darstellung der Gliederung der für die Be­
bauung vorgosehonen Flächen in Baugebiete durch Farbstreifen 
bzw. Schrift festgesetzt und zwar als WR-Gebiete (Reine Wohn~e100 
biete) gemäß § 3, WA-Ge biete (Allgemeine Wohngebj_ete) gemäß ~ 4 
und als GE-Gebiet (Gewerbegebiet) gemäß § 8 der Baunutzu:rigsver­
ordnung. Das Maß der baulichen Nutzung der Grundstücke. ist in 
der Planzeichnung durch die Darstellung der geplanten Bebauung 
bzw. durch die Grundflächenzahl, Geschcßflächenzahl und Geschoß·· 
zahl gern?:ß §§ 16 - 21 der Baunutzungsverordnung festgesetzt. 
Geringe A.ndorungen der Gebäudegrößen können zugelassen werden, 
jedoch muß der Baufluchtlinienabstand eingehalten werden. 
Für die durch grüne Farbstreifen gekennzeichnetmTeile des WR­
Gebietes ist vorerst gärtnerische Nutzung zulässig,. 

4. Einzelhe~en der Bebauung 
a) Gebäud,e 
Die Fassaden- und Dachgestaltung ist nach städtebaulichen Ge­
sichtspunlrten gruppenweise einheitlich festzulegen. Als Dach­
eindeckung sind gruppenweise Dachpfannen einheitlicher Färbung 
zu verwenden. Die in der Planzeichnung angegebenen Dachformen 
und Dachneigungen sind verbindlicho Garagen sind mit Flachdächern 
einheitlicher Neigung und Dacheindeckung zu verseheno 
Auf den Einfamilienhausgrundstücken können Garagen auf der Nach­
bargrenze errichtet werden. Sie können auch so gestaltet werden, 
daß sie mit dem Wohnhaus eine bauliche Einheit bilden. Kellerga­
ragen sind nicht vorgesehen. Sie können bei Einfamilienhäusern 
im Ausnahmefall zugelassen werden, wenn es geländemäßig vertret­
bar und der Baufluchtlinienabstand größer als 11,oo m ist. 
Von den Festsetzungen über Dach:formen, Dachneigungen und Dachein­
deckungen sind Ausnahmen nur in besonderen Fällen zulässig. 
Die Festlegung der Höhenlage und weitere Einzelheiten der Bebo..uung 
sowie die Festlegung der Bebauung auf den Baugrundstücken des 
Gewerbegobietes und für den Gemeinbedarf erfolgen im Baugenehmi­
gungsverfahron. 
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b) Hoch_häuser 

.Auf de.m Flurstück 22/1 zwischen der Kronsforder J\llee und der 
Vorrador.Straße ist ein Hochhaus ausgewieseno Die Bauaufsichts­
behörde kam: im Einvernehmen mit. de~ .Bauver<Naltung u.",a. die Gc·­
stal tung, dle Werkstoffe des Daches und die Glieden::.ng der r!ork,·~· 
stoffe dor J.ußenwände fest·legen .. Die s.es gilt auch simigemüi3 fiir die 
Gestaltung des zugehörigen· Garagenhofes". Die in der Planzoi.chnung 
auwgewiosene Grundfläche kann im Einvernehmen mit o.er Bauc.mfsichts-· 
behörde und der Bauverwaltung ini .. Rahinen der geltenden baurecht­
liehen Vorschriften gering.f_ügig geändert werden" 

-c) Garagen, Stellplätze 

Die Grundstückseigentürrier bzw o Erbbauberechtigten sina. gemäß 
ReichEgat:>agenordnung verpflichtet 9 bei der Bebauung iln'es Grund­
stücks für die YorhEmdenen und zu erwartenden Kraftfahrzeuge de:r· 
künftigen· Bewohner des Hauses,' der Angestell teh des Bet·ri obos 
sowie für die nach Art des Betriebes gleichzeitig anwesenden 
Kraftfhhrzeuge der Besucher und- Kunden .Stellplätze-.in geeignet-er 
Größe auf dem Baugrundstück oder in dessen Nähe zu s·chaffen., 
Die Anzahl der für die Me.hz·familienhäuser und Geschäftshäuser aus~­
gewiesenen Garagen und Stellplätze entspl,icht dem gegenwärtigen 
Stand der Verkehrsentwicklung und dem vorn~:szusehende:n Bedarf 
der Bewohner. Bei Festlegung dieser Anzahl ist die Größe der in 
der Planzeichnung darge'st'oll ten Gebäude sowie. deren rio1.;male .. L:ct 
und Nutzung zugrunde gelegt worden& Sofern d'iese Voraussetzungen 
nicht gegeben sind,- kann im BaugenehmigungE?verfahren die l:..nzo.hl 
der Garagen und St,ellplätze ?-em tatsächlichetJ. Bedarf entsprechend 
erhöht werden. · 

.. 
. Die Vorgärten.s.ind als Ziergärten a.nzulegene Sie sollen durch 
seitliche Abgrenzung~n nicht unterbrochen.werden. Die Einfriedi­
gungen der Vorgärten an den Verkehrsflächen dürfen eine Höhe 

. von 0,80 m. nicht überschreiten. Die Fußwegkante ist mit Bord .. d 

steinen bis zu 0,.1 0 m.: Höhe einzufassen~ An Stelle der Bordsteine 
-können Sockelmauern bis zu 0, 30 m Höhe und auf diesen durch·s'J_chti­
ge Zäune zugelassen werden. Die Art der Sockelmauern und Zäune 

.wird im Einvernehmen mit der Bauverwaltung im Baugenehmigungsver-

. fahren festgelegt. An den rückwärtigen und seitlichen Eigentums­
grenzen kann die Baugene~migungsbehörde Einfriedigungen in Form 
von Maschendrahtzäunen bis zu einer Höhe von 1r20 m zulassen~ . 
wenn dieses städtebaulich vertretbar ist., Bei den Geschoßwohnbo..uten 
ist jedoch eine gegenseitige Abgrenzung der Freiflächen unterein­
ander durch Mauern, Zäune oder sonstige ·Abgrenzungen sowie die 
Bildung von Einzelgärten nicht zulässig~ Auf dem ausgewiesenen 
Baugrundstück für den Gemeinbedarf sind ebenfalls Vorgärten und 
Einfriedigungen, die der Bebauung entsprechen, anzulegen.; Sovrej.t; 
Zäune zur Abgrenzung einer öffentlichen Grünfläche unvermeidbar 
sind, sind sie über ih::u:·e Höhe hinaus abzupflanzen., 
Gegen den Bahnkörper der Bundesbahn sind die G-rundstücke mit einer 
wehrhaften Einfriedigung in Höhe von 1,50- 1,80 m abzugrenzen~ 

e) Mü]J..ß..9!2-ß.~ 
Das Aufstellen von Müllgofäßen in Kellerräumen ist nicht vorge­
sehen. Soweit mit dem Amt für Stadtreinigung und Fuhrpark nicht 
besondere Vereinbarungen getroffen werden 9 soll die Entfernung 
der Aufstellplätze ·v-cFl I'u.bJL:''ii''JG höz•t:r~;~~ens 15,oo m betrage~1.,. Die 
Aufstellplätze sind gegen Einsicht abzudecken .. Staub- und GeJ:'Uchs­
belästigungen sind durch geeignete Maßnahmen ~u verhindern., 
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Der Zugang von der Straße bzw. der Fahrweg zum Standplatz muß 
befestigt und stufenfrei sein •. 
Die Verwendung von Mülltonnenschränken wird empfohlen. 

:f) .Abbr_}l.c4_yon Gebäuden 
Der in der Planzeichnung vorgesehene Abbruch von Gebäuden hat 
zu erfolgen, sobald die Durchführung der geplanten Bau- und 
Erschließungsmaßnahmen dieses erfordert, spätestens bei ein­
tretender Baufälligkeit. 
Wesentliche Umbauten, Erweiterungen oder Instandsetzungen sind 
daher nicht zulässig. 

5. Bodell,cg-,§.nende. und sonstige Maßnahmen 
Die Bereitstellung des für die geplanten Erschließungsmaßnahmen 
sowie für eine Nutzung zu öffentlichen Zwecken ausgewiesenen, 
in Privathand befindlichen GeländEB soll möglichst durch freihändi­
gen Erwerb herbeigeführt werden. Andernfalls wird eine Grund• 
stu __ ··cksumleiun-g nach Maßgabe der §§ 45 ff, hilfeweise die Enteignun€ 
gemäß der § 85 ff des Bundesbaugesetzes durchgeführt werden, 
Gemäß der § 80 ff des Bundesbaugesetzes können auch Grenzregelun­
gen vorgenommen werden. 
Welche Maßnahmen ittl einzelnen angewandt werden können, ergibt 
sich aus dem Eigentümerverzeichnis. ])ie Liegenschaftsverwaltung 
der Hansestadt Lübeck ist ermächtigt, die bodenordnenden und 
sonstigen Maßnahmen einzuleiten bzw. anzuordnen, 

Lübeck' ·den 16. September 1963 
Az.: 61. - Soi./Re •. - . 

Der Senat der Hansestadt Lübeck 
Bauverwaltung 

Im Auftrage 

/6~tt#tll 
Oberbaurat 




